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die Realität ab

Eine Deloitte-Studie stellt der deutschen Wirtschaft ein vernichtendes Zeugnis aus V O N S T E FA N R O C H O W
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PREISE STEIGEN WEITER
Die aktuell hohe Inflation und der ver-
zeichnete Rückgang nach Ende der
Pandemie setzen den Lebensmittelein-
zelhandel stark unter Druck. Seit An-
fang 2021 haben die Hersteller von Le-
bensmitteln und Getränken ihre Preise

in Deutschland um durchschnittlich
16,6 Prozent angehoben. Bei den Pro-
dukten des täglichen Bedarfs war die
Preissteigerung vor allem durch die
russische Invasion in die Ukraine aus-
gelöst. Hier stiegen bei Ölen und Fetten
die Preise um 53 Prozent, bei Mehl um
28 Prozent und bei Nudeln um 19 Pro-
zent. Laut einer aktuellen Studie haben
Hersteller, trotz der jüngsten Preisstei-
gerung, den tatsächlichen Preisanstieg
aber noch nicht an die Verbraucher
weitergegeben. Daher rechnen Experten
mit einer weiteren Erhöhung der Preise
im Jahr 2022 um mehr als 10 Prozent.
Hauptgrund sind die höheren Kosten
bei Beschaffung der Energie, Rohstof-
fen, sonstigen Vorprodukten und Han-
delswaren. Auch vonseiten der Land-
wirtschaft kommen mahnende Worte,
dass die angespannte Lage durch den
Ukrainekrieg noch mehrere Monate an-
dauern könnte. Handelsketten wie
Edeka oder Rewe versuchen unterdes-
sen, den Preisanstieg zu dämpfen und
vermeidbare Preissteigerungen abzu-
wenden. Edeka-Chef Markus Mosa
warnte in den vergangenen Wochen
wiederholt, dass steigende Verbraucher-
preise nicht als Alibi der Konzerne die-
nen dürften, die Renditen mit überhöh-
ten Preisforderungen zu maximieren

AKTIENMÄRKTE: POSITIVER WO-
CHENSTART
Der deutsche Aktienindex ist zu Beginn
der neuen Handelswoche freundlich ge-
startet. Schon kurz nach Handelsbeginn
konnte er die 14.600-Punkte-Marke
übersteigen und sich danach um dieses
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: – 8,96%
Jahresende: 15.884 Aktuell: 14.558

Aktuell: 1,0763

(30.05.2022/ 11:24 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: – 5,49%
Jahresende: 1,137
(30.05.2022/ 11:27 Uhr)

Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz Apr Mai

iveau halten. Die Vorgaben aus Asien
alfen dem Dax, genauso wie die positive
timmung an den US-Märkten zum Han-
elsschluss der letzten Woche. Dort konn-
n die Märkte mit einer positiven Wo-
enbilanz die längste Verlustserie seit

ahrzehnten beenden. Unter Anlegern
eigt die Überzeugung, dass die Inflation
ren Höhepunkt erreicht hat und die US-
otenbank die Zinsen weiter anheben

ann, ohne dass der Wirtschaft ein Rezes-
ons-Szenario droht. In Deutschland
urde für April eine Inflation von 7,4
rozent ermittelt, für die ersten Mai-
chätzungen wird mit einem weiteren,
enn auch geringeren Anstieg gerechnet.
ie EZB hat angekündigt, im Juli und

eptember die negativen Einlagezinsen
hrittweise um 0,25 Prozent zu erhöhen.

o würde sich dann Ende des dritten
uartals ein Ende der Negativzinsen an-

ündigen – allerdings mit niedrigen Zins-
tzen, um die Wirtschaft weiterhin zu
ützen.
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: – 8,6%
Jahresende: 36.338 Aktuell: 33.212
(27.05.2022 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: 0,89%

(27.05.2022 / Börsenschluss)
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C-KARTENZAHLUNG: PROBLEME
AUERN AN
eit mehreren Tagen kommt es im Ein-
elhandel zu Problemen bei Zahlungen
it Giro- oder Kreditkarte. Betroffen
nd unter anderem Discounter, Super-
arktketten sowie Einzelhändler wie
ldi Nord, Edeka, Rossmann und DM
wie zusätzlich alle Einzelhändler, die

as Zahlungsterminal Verifone H5000
utzen. Zur Lösung des Problems ist
ach Herstellerangaben jedoch mehr als
ur ein einfaches Software-Update not-
endig, da anscheinend das Aufspielen
es Updates und die Wiederinbetrieb-
ahme des Terminals nicht online erfol-
en kann, sondern vor Ort stattfinden
uss. Dieses umständliche und schwer-
llige Vorgehen wird aller Voraussicht

ach wieder mehrere Tage in Anspruch
ehmen - und so dürfte es wohl noch
ine Weile dauern, bis bei allen Händ-
rn wie gewohnt mit EC- oder Kredit-

arte gezahlt werden kann.
V O N L A R S S C H Ä F E R S

In der Tat: Armut macht arm. Denn mate-
rielle Armut geht schließlich häufig mit
sozialer und kultureller Armut einher,
auch hier in Deutschland. Sie bedeutet für
die Betroffenen fehlende Teilhabe und
damit Exklusion aus der Mehrheitsgesell-
schaft. Gestützt auf die katholische Sozial-
lehre gilt für die Kirche dagegen die um-
fassende Inklusion und Partizipation aller
Menschen als sozialethisches Leitbild.
Unter dem Hashtag ÄIchBinArmutsbetrof-
fen berichten seit Kurzem Menschen twit-
teröffentlich von ihren Armutserfahrun-
gen. Ziel der Aktion ist es aufzuklären, zu
sensibilisieren und Armutsbetroffene zu
bestärken, ihnen die Scham zu nehmen.
„Es ist traurig, dass es überhaupt so viele
arme Menschen gibt, aber wunderschön,
dass sie sich endlich rauswagen und darü-
ber reden“, sagt Daniela Brodesser von der
hinter der Kampagne stehenden Initiative.
Und es ist aktuell bitter nötig, denn die
enorme Inflation, der Anstieg insbeson-
dere der Lebensmittel- und der Energie-
kosten macht es Menschen mit wenig Geld
derzeit noch schwerer. Zwar hat die Bun-
desregierung nun entsprechende Entlas-
tungspakete geschnürt. Doch hilft besagten
Menschen das Gießkannenprinzip oft
nicht viel, wenn die Maßnahmen zu wenig
an den Bedürfnissen speziell der Armen
und Armutsgefährdeten ausgerichtet und
entsprechend gewichtet sind. Neben der
Hilfe für die zahlreichen Flüchtlinge aus
der kriegsgeplagten Ukraine ist somit in
diesem Jahr auch zur Bekämpfung der
sich verschärfenden Armutslagen nicht
allein die Politik, sondern auch die Kirche
mit ihrer Soziallehre, ihrer Sozialsorge
und ihren Sozialverbänden gefragt. Christ-
liche Diakonie ist schließlich einer der drei
Grundvollzüge der Kirche, die sich der
Armen annimmt und nach dem Vorbild
des barmherzigen Samariters da hilft, wo
sie kann.

Die Armut wächst auch hier

Der Autor und Politikberater Erik Flügge
hat anlässlich des Katholikentags Thesen
über die Kirche veröffentlicht, von denen
eine es in diesem Zusammenhang treffend
auf den Punkt bringt: „Der einzige Grund-
vollzug von Kirche, der nicht in Zweifel
gezogen ist, ist Diakonie. Deshalb muss
der Dienst am Nächsten zum Mittelpunkt
des Gemeindelebens werden. Um dabei
nicht zum Hilfswerk zu werden, muss der
Grundsatz gelebt werden: ,Helfen ist ein
Gottesdienst.‘“ Mit der vorrangigen Option
für die Armen kann damit aktuell zugleich
der Auftrag Jesu erfüllt, eine wesentliche
und auch heute noch wertgeschätzte Scho-
koladenseite der Kirche gezeigt und zu-
dem Gott die Ehre gegeben werden. Wenn
Helfen Gottesdienst ist, gehören Liturgie
und Diakonie eng zusammen. Nicht von
ungefähr gibt es in der Kirche schließlich
auch das amtliche Diakonat als eigenstän-
dige sakramentale Darstellung der Liebe
Christi. Zur Linderung heutiger materiel-
ler, sozialer und auch spiritueller Armut
sind aber alle gefragt, gerade auch enga-
gierte gläubige Laien, die eine diakonische
Kirche erfahrbar machen, wenn die Liebe
Christi sie drängt (vgl. 2. Kor 5,14).

.

Der Autor ist Wissenschaftlicher Refe-
rent der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit der KSZ.
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D
er Wirtschaft in Deutschland
ging es viele Jahre gut: Manche
Ökonomen behaupten gar, dass
der Wohlstand in Deutschland

nie größer war als in den Merkel-Jahren.
Doch eben dieser Wohlstand hat Deutsch-
land auch bequem gemacht. Eine Studie der
Wirtschaftsberatungsgesellschaft Deloitte

Schlechtere Wachstumsaussichten, ge-
ringere Produktivitätsfortschritte und eine
alternde Bevölkerung haben Deutschland
an einen Scheideweg gebracht. In der Stu-
die „Perspektiven 2030 – Wachstumschan-
cen für Deutschland“ fordern die Experten
klare wirtschaftspolitische Maßnahmen,
um den Wohlstand in Deutschland zu erhal-

nachhaltiges Wachstum. Dazu bedarf es
aber einer grundlegenden Transformation
von Wirtschaft und Gesellschaft. Trotz
technischen Fortschritts, Digitalisierung
und Automatisierung hat sich die Produkti-
vität im Vergleich zu den 2000er-Jahren
halbiert. „Diese Entwicklung ist für
Deutschland angesichts einer alternden

ren. Wachstum und Wohlstand werden
deutlich leiden“, betont Dr. Alexander
Börsch, Chefökonom von Deloitte Deutsch-
land.

Die Zukunftsaussichten der Studie sind
besorgniserregend: Heute liegt das Wirt-
schaftswachstum durchschnittlich bei 1,2
Prozent pro Jahr. Dieses könnte dann bis
Marktüberblick

zeigt, dass Deutschland sich aus dem
Schlafwagen verabschieden muss. Inmitten
der auslaufenden Corona-Pandemie und
des Ukraine-Krieges zeigen sich große De-
fizite in Deutschlands Wirtschaft.
ten. Die Ökonomen sehen den Standort
Deutschland vor einem „prägenden Jahr-
zehnt“.

Deutschland, so das Fazit, habe ein er-
hebliches Potenzial für Wohlstand und
Gesellschaft und einer demnächst stark sin-
kenden Erwerbsbevölkerung besonders
nachteilig. Gelingt es nicht, den negativen
Produktivitätstrend umzukehren, wird der
Standort an Wettbewerbsfähigkeit verlie-
2030 auf 0,4 Prozent gesunken sein.
Deutschland steuert also geradewegs wie-
der darauf zu, der „kranke Mann Europas“
zu werden. In den nächsten Jahren könnte
aus dem Konjunktur-Vorbild wieder das
Schlusslicht in Europa werden.

So kann Deutschland
besser werden

Um dieses Schicksal abzuwenden, bedarf
es laut der Deloitte-Studie wesentlicher
Fortschritte auf dem Arbeitsmarkt, der Di-
gitalisierung, der Innovation und bei den
Firmengründungen. Mit der „richtigen“
Politik wären in den kommenden Jahren in
Deutschland Wachstumsraten von 3,4 Pro-
zent jährlich möglich. Im Fokus der Politik
müsste der Arbeitsmarkt stehen – hier kön-
ne auch die fortschreitende Automatisie-
rung den Fachkräftemangel nicht kompen-
sieren. Die Studie spricht sich deshalb da-
für aus, mit flexibleren Arbeitszeiten und
einer umfassenden Kinderbetreuung mehr
Frauen von heutiger Teilzeitbeschäftigung
in Vollzeitarbeit zu bringen.

Auch eine höhere Erwerbsquote auslän-
discher Arbeitskräfte und älterer Arbeit-
nehmergruppen würde helfen, das Poten-
zial auf dem Arbeitsmarkt besser auszu-
schöpfen. Hinzu kommt: Über betriebliche
Weiterbildungen können Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sich kontinuierlich
für die sich stetig wandelnden Anforderun-
gen des Arbeitsmarktes qualifizieren. Da-
mit verbessern sich die Jobchancen und die
Produktivität steigt. Maßnahmen zum le-
benslangen Lernen würden laut Deloitte
Wachstumsimpulse von bis zu 0,3 Prozent-
punkten pro Jahr auslösen.

Weiter wird die Digitalisierung die zu-
künftige Wettbewerbsfähigkeit von Stand-
orten bestimmen. Hierzu braucht es aber
deutlich mehr private wie öffentliche Inves-
titionen in digitale Infrastruktur und Tech-
nologien: „Deutschland muss die Digitali-
sierung entschlossener angehen und deut-
lich an Umsetzungsgeschwindigkeit gewin-
nen. Ohne signifikante Fortschritte werden
die Wertschöpfung sowie das Wachstums-
und Beschäftigungspotenzial der digitalen
Industrie in Deutschland ungenutzt blei-
ben.“, sagt Volker Krug, CEO von Deloitte
Deutschland.

Deutschland kann mehr: Dafür ist eine
entschlossene Reformpolitik der Ampelre-
gierung und eine langfristige Strategie die
beste Wachstumsvorsorge. Wie die Wei-
chen in den nächsten Jahren gestellt wer-
den, entscheidet über den zukünftigen
Wohlstand Deutschlands – die Jahre der
Bequemlichkeit sind vorbei.
Raus aus dem Schlafwagen
Parteiübergreifende Einigkeit: Der grüne Wirtschaftsminister Robert Habeck und der CDU-Wirtschaftsrat wissen, dass Deutschland sich verändern muss. Foto: dpa


